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2 . Verordnung: Ergänzung der Verordnung, womit eine neue Dienstordnung für Hebammen
erlassen wird

3 . Verordnung: Standorte und Amtsbezirke der Berghauptmannschaften
4 . Kundmachung: Rechtspersönlichkeit des Evangelischen Vereins für Innere Mission in Kärnten
5 . Kundmachung: Salinenarbeiter-Pensionsordnung 1967

2 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 7. Dezember
1967, mit der die Verordnung des Bundes-
ministers für soziale Verwaltung vom 27. De-
zember 1928, womit eine neue Dienstord-
nung für Hebammen erlassen wird, BGBl.

Nr. 21/1929, ergänzt wird

Auf Grund des § 1 Abs. 8 des Hebammen-
gesetzes 1963, BGBl. Nr. 3/1964, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 27. Dezember 1928,
BGBl. Nr. 21/1929, womit eine neue Dienst-
ordnung für Hebammen erlassen wird, in der
Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 150/1953,
wird ergänzt wie folgt:

1. Dem Titel der Verordnung BGBl. Nr. 21/
1929 ist das Wort „Hebammen-Dienstordnung"
als Kurztitel beizufügen.

2. Im § 8 Abs. 1 ist nach Z. 46 folgende Z. 47
anzufügen:

„47. Eine der durchschnittlichen Frequenz von
Entbindungen pro Woche entsprechende Anzahl,
mindestens jedoch je fünf Stück Testkarten zur
Erfassung von angeborenen Stoffwechselerkran-
kungen, wie zum Beispiel Phenylketonurie,
Galaktosämie, Ahornsirupkrankheit oder Histi-
dinämie, in Schutzhülle sowie Einmal-Lanzetten
in steriler Umhüllung."

3. Nach § 44 Abs. 4 ist folgender Abs. 5 ein-
zufügen:

„(5) Die Hebamme darf jedoch bei einem Neu-
geborenen 72 Stunden nach der ersten Milch-
fütterung eine Blutabnahme zur Früherkennung
von angeborenen Stoffwechselerkrankungen vor-
nehmen. Dabei hat sie die Haut der Ferse mit
Alkohol zu desinfizieren und nach Verdunsten
des Alkohols die Spitze der Lanzette (§ 8 Abs. 1
Z. 47) einzustechen. Durch Berühren des Blut-
tropfens mit der Testkarte (§ 8 Abs. 1 Z. 47)
ist jeder der vorgedruckten Kreise mit Blut zu

tränken, und zwar so, daß der ganze Kreis auf
der Vorder- und Rückseite der Testkarte gefüllt
ist. Sodann ist die Testkarte in allen Punkten
genau auszufüllen und nach Eintrocknen des
Blutes in ihre Schutzhülle zu geben."

Der bisherige Abs. 5 sowie die Abs. 6 und 7
erhalten die Bezeichnung 6 bis 8.

4. Dem § 44 Abs. 7 ist nachstehender Satz an-
zufügen:

„Überdies hat die Hebamme eine vorgenommene
Blutabnahme zur Früherkennung von angebore-
nen Stoffwechselerkrankungen (Abs. 5) in das
Tagebuch einzutragen und hiebei das Datum der
Absendung der Testkarte und die Stelle, an
welche diese eingesendet wurde, zu vermerken."

Rehor

3. Verordnung des Bundesministeriums für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 18. De-
zember 1967 über die Standorte und Amts-

bezirke der Berghauptmannschaften

Auf Grund des § 8 des Gesetzes vom 21. Juni
1871, RGBl. Nr. 77, über die Errichtung und den
Wirkungskreis der Bergbehörden wird verord-
net:

§ 1. Den Berghauptmannschaften werden nach-
stehende Standorte und Amtsbezirke zugewiesen:

a) der Berghauptmannschaft Wien in Wien
das Gebiet der Bundesländer Wien, Nieder-
österreich und Burgenland;

b) der Berghauptmannschaft Graz in Graz das
Gebiet der Stadt Graz und der Bezirks-
hauptmannschaften Deutschlandsberg, Feld-
bach, Fürstenfeld, Graz-Umgebung, Hart-
berg, Leibnitz, Radkersburg, Voitsberg und
Weiz;

c) der Berghauptmannschaft Leoben in
Leoben das Gebiet der Bezirkshauptmann-
schaften Bruck an der Mur, Judenburg,
Knittelfeld, Leoben, Liezen, Murau und
Mürzzuschlag;

16 14



348 2. Stück — Ausgegeben am 4. Jänner 1968 — Nr. 4 und 5

d) der Berghauptmannschaft Klagenfurt in
Klagenfurt das Gebiet des Bundeslandes
Kärnten;

e) der Berghauptmannschaft Salzburg in Salz-
burg das Gebiet der Bundesländer Ober-
österreich und Salzburg;

f) der Berghauptmannschaft Innsbruck in
Innsbruck das Gebiet der Bundesländer
Tirol und Vorarlberg.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit dem auf die
Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.
Gleichzeitig verliert die Verordnung vom
30. Juni 1955, BGBl. Nr. 144, ihre Wirksamkeit.

Bock

4. Kundmachung des Bundesministeriums
für Unterricht vom 1. Dezember 1967
über die Rechtspersönlichkeit des Evangeli-
schen Vereins für Innere Mission in Kärnten

Gemäß § 6 des Bundesgesetzes vom 6. Juli
19.61, BGBl. Nr. 182, über äußere Rechtsverhält-
nisse der Evangelischen Kirche, wird kund-
gemacht:

Dem Evangelischen Verein für Innere Mission
in Kärnten (mit dem derzeitigen Sitz in Spittal/
Drau, 10. Oktober-Straße 8) kommt gemäß § 4
Abs. 1 des zitierten Bundesgesetzes ab 27. Sep-
tember 1967 Rechtspersönlichkeit des öffentlichen
Rechts zu.

Piffl

5 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 20. Dezember 1967
über die Pensionsansprüche der ständigen
Salinenarbeiter, ihrer Hinterbliebenen und
Angehörigen (Salinenarbeiter-Pensionsord-

nung 1967)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 20. Dezember 1967 (Ge-
setz vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird
kundgemacht:

ABSCHNITT I

Allgemeine Bestimmungen

A n w e n d u n g s b e r e i c h

§ 1. (1) Diese Pensionsordnung regelt die Pen-
sionsansprüche der ständigen Salinenarbeiter —
im folgenden kurz „Arbeiter" genannt —, die
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Pensions-
ordnung bereits einen Anspruch oder eine An-
wartschaft auf Pensionsversorgung gegen den
Bund haben, ihrer Hinterbliebenen und Ange-
hörigen.

(2) Hinterbliebene sind die Witwe, die Kinder
und die frühere Ehefrau des verstorbenen Ar-
beiters.

(3) Witwe ist die Frau, die mit dem Arbeiter
im Zeitpunkt seines Todes durch das Band der
Ehe verbunden gewesen ist.

(4) Kinder sind
a) die ehelichen Kinder,
b) die legitimierten Kinder,
c) die Wahlkinder,
d) die unehelichen Kinder und
e) die Stiefkinder.

(5) Frühere Ehefrau ist die Frau, deren Ehe
mit dem Arbeiter für nichtig erklärt, aufge-
hoben oder geschieden worden ist.

(6) Angehörige sind die Personen, die im Fall
des Todes des Arbeiters Hinterbliebene wären.

E r l ö s c h e n d e r A n w a r t s c h a f t u n d
P e n s i o n s b e i t r a g

§ 2. (1) Die Anwartschaft erlischt durch
a) Verlust der österreichischen Staatsbürger-

schaft,
b) Verzicht,
c) Austritt oder
d) Entlassung.
(2) Der Arbeiter hat einen monatlichen Pen-

sionsbeitrag sowie einen Pensionsbeitrag von
jeder Sonderzahlung zu entrichten. Der monat-
liche Pensionsbeitrag ist in dem für Bundes-
beamte vorgesehenen Hundertsatz vom 26fachen
Schichtlohn, der Pensionsbeitrag von der Son-
derzahlung von dem dem 26fachen Schichtlohn
entsprechenden Teil der Sonderzahlung zu er-
mitteln. Als Schichtlohn gilt der Lohn für
7'5 Arbeitsstunden.

(3) Rechtmäßig geleistete Pensionsbeiträge
sind nicht zurückzuzahlen.

V e r s e t z u n g u n d Ü b e r t r i t t in den
R u h e s t a n d

§ 3. (1) Ist der Arbeiter dienstunfähig gewor-
den, so ist er auf sein Verlangen in den Ruhe-
stand zu versetzen.

(2) Hat der Arbeiter das 60. Lebensjahr über-
schritten und eine ruhegenußfähige Gesamt-
dienstzeit von mindestens 35 Jahren aufzuweisen,
so ist er auf sein Verlangen auch dann in den
Ruhestand zu versetzen, wenn er noch dienst-
fähig ist.

(3) Der Arbeiter, der dienstunfähig geworden
ist oder das 60. Lebensjahr überschritten hat und
eine 35jährige Dienstzeit aufzuweisen hat, kann
vom Dienstgeber in den Ruhestand versetzt
werden.

(4) Mit Ablauf des Monates, in dem der Ar-
beiter das 65. Lebensjahr vollendet hat, tritt er
in den Ruhestand.
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ABSCHNITT II

Ruhebezug

A n s p r u c h au f R u h e g e n u ß

§ 4. (1) Dem Arbeiter des Ruhestandes ge-
bührt ein monatlicher Ruhegenuß, wenn seine
ruhegenußfähige Gesamtdienstzeit mindestens
zehn Jahre beträgt.

(2) Der Ruhegenuß, die Haushaltszulage, die
Ergänzungszulage und der Hilflosenzuschuß
bilden zusammen den Ruhebezug.

R u h e g e n u ß e r m i t t l u n g s g r u n d -
l a g e n u n d R u h e g e n u ß b e m e s s u n g s-

g r u n d l a g e

§ 5. (1) Der Ruhegenuß wird auf der Grund-
lage des 26fachen Schichtlohnes und der ruhe-
genußfähigen Gesamtdienstzeit ermittelt. Als
Schichtlohn gilt der 7'5fache Stundenlohn, auf
den der Arbeiter im Zeitpunkt seines Ausschei-
dens aus dem Dienststand Anspruch hatte.
80 v. H. des 26fachen Schichtlohnes bilden die
Ruhegenußbemessungsgrundlage.

(2) Ist im Zeitpunkt des Ausscheidens des Ar-
beiters aus dem Dienststand der für die nächste
Vorrückung erforderliche Zeitraum zur Hälfte
verstrichen, dann ist der Arbeiter so zu behan-
deln, als ob die Vorrückung eingetreten wäre.

R u h e g e n u ß f ä h i g e G e s a m t d i e n s t -
z e i t

§ 6. (1) Die ruhegenußfähige Gesamtdienst-
zeit setzt sich zusammen aus

a) der ruhegenußfähigen Bundesdienstzeit,
b) den angerechneten Ruhegenußvordienst-

zeiten und
c) den zugerechneten Zeiträumen.
(2) Als ruhegenußfähige Bundesdienstzeit gilt

die Zeit, die der Arbeiter im bestehenden Dienst-
verhältnis zum Bund vom Tage der Aufnahme
in das ständige Dienstverhältnis bis zum Tage
des Ausscheidens aus dem Dienststand zurück-
gelegt hat. Ausgenommen hievon sind die Zeit
eigenmächtigen und unentschuldigten Fernblei-
bens vom Dienst in der Dauer von mehr als drei
Tagen und die Zeit einer Beurlaubung gegen Ent-
fall des Lohnes von mehr als vier Wochen.

(3) Die ruhegenußfähige Gesamtdienstzeit ist
in vollen Jahren auszudrücken. Hiebei werden
Bruchteile eines Jahres, wenn sie mindestens
sechs Monate betragen, als ein volles Jahr ge-
rechnet, andernfalls bleiben sie unberücksichtigt.

A u s m a ß d e s R u h e g e n u s s e s

§ 7. (1) Der Ruhegenuß beträgt bei einer
ruhegenußfähigen Gesamtdienstzeit von zehn
Jahren 50 v. H. der Ruhegenußbemessungs-
grundlage. Er erhöht sich für jedes weitere ruhe-

genußfähige Dienstjahr um 2 v. H. der Ruhe-
genußbemessungsgrundlage.

(2) Der Ruhegenuß darf die Ruhegenußbe-
messungsgrundlage nicht übersteigen.

B e g ü n s t i g u n g e n b e i D i e n s t u n -
f ä h i g k e i t

§ 8. (1) Ist der Arbeiter infolge einer von ihm
nicht vorsätzlich herbeigeführten Krankheit oder
körperlichen Beschädigung dienstunfähig gewor-
den und beträgt seine ruhegenußfähige Gesamt-
dienstzeit noch nicht zehn, jedoch mindestens
fünf Jahre, dann ist er so zu behandeln, als ob
er eine ruhegenußfähige Gesamtdienstzeit von
zehn Jahren aufzuweisen hätte.

(2) Ist die Dienstunfähigkeit auf einen Dienst-
unfall oder eine Berufskrankheit zurückzuführen
und gebührt dem Arbeiter aus diesem Grund
die Versehrtenrente aus der Unfallversicherung
der öffentlich Bediensteten, so besteht der An-
spruch nach Abs. 1 ohne Rücksicht auf die Dauer
der ruhegenußfähigen Gesamtdienstzeit.

B e g ü n s t i g u n g e n b e i E r w e r b s u n -
f ä h i g k e i t

§ 9. (1) Ist der Arbeiter ohne sein vorsätz-
liches Verschulden infolge

a) Blindheit oder praktischer Blindheit,
b) Geisteskrankheit oder
c) einer anderen schweren Krankheit

zu einem zumutbaren Erwerb unfähig geworden,
so sind ihm aus Anlaß der Versetzung in den
Ruhestand zu seiner ruhegenußfähigen Bundes-
dienstzeit zehn Jahre zuzuredinen.

(2) Ist der Arbeiter infolge einer von ihm
nicht vorsätzlich herbeigeführten schweren kör-
perlichen Beschädigung zu einem zumutbaren
Erwerb unfähig geworden und sind berücksichti-
gungswürdige Gründe vorhanden, so kann ihm
das Bundesministerium für Finanzen aus Anlaß
der Versetzung in den Ruhestand zu seiner ruhe-
genußfähigen Bundesdienstzeit einen Zeitraum
bis zu zehn Jahren zurechnen.

(3) Wenn der angemessene Lebensunterhalt des
Arbeiters durch die Zurechnung nach der Be-
stimmung des Abs. 1 oder 2 nicht gesichert ist,
kann das Bundesministerium für Finanzen ver-
fügen, daß — abweichend von der Vorschrift
des § 5 Abs. 1 — der 26fache Schichtlohn die
Ruhegenußbemessungsgrundlage zu bilden hat.
Hiebei kann das Bundesministerium für Finanzen
auch bestimmen, daß der Ruhegenuß mit einem
höheren Hundertsatz zu bemessen ist als dem,
der sich nach der Vorschrift des § 7 Abs. 1 er-
gibt. Maßgebend für die Beurteilung, ob der an-
gemessene Lebensunterhalt gesichert ist, sind die
Verhältnisse zur Zeit der Versetzung in den
Ruhestand. Eine Verfügung nach diesem Absatz
wird mit dem Tod des Arbeiters wirkungslos.
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(4) Ist der Arbeiter wieder zu einem zumut-
baren Erwerb fähig geworden und übt er ihn
aus, so ruht auf die Dauer der Erwerbstätigkeit
die durch Maßnahmen nach den Abs. 1 bis 3
bewirkte Erhöhung des Ruhegenusses. Das
Ruhen endet mit dem Ablauf des Jahres, in dem
der Arbeiter das 65. Lebensjahr vollendet.

(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 sind
nicht anzuwenden, wenn die Erwerbsunfähig-
keit auf einen Dienstunfall oder eine Berufs-
krankheit zurückzuführen ist und dem Arbeiter
aus diesem Grund die Versehrtenrente aus der
Unfallversicherung der öffentlich Bediensteten
gebührt.

(6) Scheidet der Arbeiter, dem aus Anlaß einer
früheren Versetzung in den Ruhestand Begün-
stigungen nach den Abs. 1 bis 3 gewährt worden
sind, aus dem Dienststand aus, so gebührt ihm,
wenn es für ihn günstiger ist, der Ruhegenuß,
auf den er Anspruch hätte, wenn er nicht wieder
in den Dienststand aufgenommen worden wäre.
Disziplinarrechtliche Maßnahmen werden hie-
durch nicht berührt.

F e s t s t e l l u n g d e r D i e n s t - u n d Er-
w e r b s u n f ä h i g k e i t

§ 10. Die Dienst- und Erwerbsunfähigkeit des
Arbeiters wird auf Grund eines betriebs- oder
amtsärztlichen (fachärztlichen) Gutachtens fest-
gestellt.

W i e d e r a u f n a h m e i n d e n D i e n s t -
s t a n d

§ 11. (1) Der im Ruhestand befindliche Ar-
beiter hat sich, solange er das 60. Lebensjahr
nicht überschritten hat, auf Aufforderung einer
ärztlichen Untersuchung zum Zwecke der Fest-
stellung seiner Dienstfähigkeit zu unterziehen.

(2) Wird auf Grund des Untersuchungsergeb-
nisses der Arbeiter für dienstfähig befunden und
zur Wiederaufnahme der Arbeit aufgefordert,
so hat er dieser Aufforderung unverzüglich Folge
zu leisten.

(3) Die Wiederaufnahme in den Dienststand
hat in den Fällen des Abs. 2 zum Monatsersten
zu erfolgen.

(4) Der Arbeiter, der der Aufforderung zur
Wiederaufnahme der Arbeit nicht nachkommt,
verliert den Anspruch auf Ruhegenuß.

R u h e n des R u h e g e n u s s e s

§ 12. Der Ruhegenuß ruht, solange der Ar-
beiter ohne triftigen Grund der Aufforderung,
sich einer ärztlichen Untersuchung über den
Fortbestand seiner Dienstunfähigkeit zu unter-
ziehen, keine Folge leistet. Eine Nachzahlung für
die Zeit der Weigerung hat zu unterbleiben.

V e r l u s t d e s A n s p r u c h e s auf R u h e -
g e n u ß

§ 13. Der Anspruch auf Ruhegenuß erlischt
durch

a) Verlust der österreichischen Staatsbürger-
schaft,

b) Verzicht oder
c) Verweigerung der Wiederaufnahme der

Arbeit.

ABSCHNITT III

Anrechnung von Ruhegenußvordienstzeiten

A n r e c h e n b a r e R u h e g e n u ß v o r -
d i e n s t z e i t e n

§ 14. (1) Ruhegenußvordienstzeiten sind die
in den Abs. 2 bis 4 genannten Zeiten, soweit sie
vor dem Tag der Aufnahme in das ständige
Dienstverhältnis im Salinendienst liegen. Sie
werden durch Anrechnung ruhegenußfähige
Zeiten.

(2) Folgende Ruhegenußvordienstzeiten sind
anzurechnen:

a) die in einem Dienstverhältnis bei einem
inländischen öffentlich-rechtlichen Dienst-
geber zurückgelegte Zeit,

b) die Zeit der Erfüllung einer inländischen
Arbeits- oder Wehrdienstpflicht einschließ-
lich der Zeit der Kriegsgefangenschaft und
der für die Heimkehr aus der Kriegsge-
fangenschaft erforderlichen Zeit,

c) die Zeit eines dem Wehrdienst ähnlichen
inländischen Not- oder Luftschutzdienstes,

d) die Zeit einer unverschuldeten Zivilinter-
nierung aus Anlaß eines Krieges,

e) die Zeit, die dem Arbeiter in einem ande-
ren Dienstverhältnis nach den Bestimmun-
gen des Beamten-Überleitungsgesetzes,
StGBl. Nr. 134/1945, für die Bemessung
des Ruhegenusses oder für die Bemessung
der Abfertigung angerechnet worden ist,

f) die in einem Berufsausbildungsverhältnis
zurückgelegte Zeit, sofern die Berufsaus-
bildung Voraussetzung für die Anstellung
des Arbeiters gewesen ist oder die Berufs-
ausbildung bei einem inländischen öffent-
lich-rechtlichen Dienstgeber zurückgelegt
worden ist,

g) die im Inland in einem Dienstverhältnis
oder in einem Berufsausbildungsverhältnis
bei einem sonstigen Dienstgeber zurück-
gelegte Zeit.

(3) Folgende Ruhegenußvordienstzeiten
können mit Zustimmung des Bundesministe-
riums für Finanzen angerechnet werden:

a) die Zeit selbständiger Erwerbstätigkeit,
b) die im Ausland im öffentlichen oder priva-

ten Dienst oder in einem Berufsausbil-
dungsverhältnis zurückgelegte Zeit,
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c) die Zeit einer behördlichen Beschränkung
der Freiheit oder der Erwerbstätigkeit, es
sei denn, daß die Beschränkung wegen
eines Verhaltens erfolgt ist, das nach öster-
reichischem Recht strafbar ist.

(4) Die mehrfache Anrechnung ein und des-
selben Zeitraumes als Ruhegenußvordienstzeit
ist unzulässig.

A u s s c h l u ß d e r A n r e c h n u n g u n d
V e r z i c h t

§ 15. (1) Die Anrechnung von Ruhegenußvor-
dienstzeiten ist ausgeschlossen, wenn der Arbeiter
auf die Anwartschaft auf Pensionsversorgung
verzichtet hat:

(2) Von der Anrechnung sind folgende Ruhe-
genußvordienstzeiten ausgeschlossen:

a) die Zeit, die der Arbeiter vor der Voll-
endung des 18. Lebensjahres zurückgelegt
hat,

b) die Zeit, für die der Arbeiter auf Grund
eines Dienstverhältnisses eine Anwartschaft
oder einen Anspruch auf wiederkehrende
Leistungen aus Mitteln eines öffentlich-
rechtlichen Dienstgebers erworben hat, so-
fern die sich daraus ergebenden Bezüge
nicht dem Bund abgetreten worden sind.
Die Abtretung wird rechtsunwirksam,
wenn der Arbeiter aus dem Dienststand
ausscheidet, ohne daß ein Anspruch auf
Pensionsversorgung entstanden ist.

(3) Der Arbeiter kann die Anrechnung von
Ruhegenußvordienstzeiten durch schriftliche Er-
klärung ganz oder teilweise ausschließen. Das-
selbe können seine Hinterbliebenen, wenn er vor
der Anrechnung der Ruhegenußvordienstzeiten
gestorben ist.

(4) Auf das Recht, das dem Arbeiter aus der
Dienstgebererklärung über die Anrechnung er-
wachsen ist, kann nicht verzichtet werden.

B e s o n d e r h e i t e n d e r A n r e c h n u n g

§ 16. (1) Die im § 14 Abs. 2 lit. g und Abs. 3
lit. a und b genannten Ruhegenußvordienst-
zeiten, die der Arbeiter nach der Vollendung des
18., aber vor der Vollendung des 25. Lebens-
jahres zurückgelegt hat, dürfen nur bedingt für
den Fall der Versetzung in den Ruhestand wegen
Dienstunfähigkeit, für den Fall des Übertrittes
in den Ruhestand oder für den Fall des während
des Dienststandes eingetretenen Todes des Ar-
beiters angerechnet werden.

(2) Die Anrechnung von Ruhegenußvordienst-
zeiten wird spätestens mit dem Tag des Aus-
scheidens aus dem Dienststand oder des Ab-
gängigwerdens des Arbeiters wirksam.

B e s o n d e r e r P e n s i o n s b e i t r a g

§ 17. (1) Soweit der Bund für die angerech-
neten Ruhegenußvordienstzeiten keinen Über-

weisungsbetrag nach den sozialversicherungs-
rechtlichen Bestimmungen erhält, hat der Ar-
beiter einen besonderen Pensionsbeitrag zu
leisten. Stirbt der Arbeiter, so geht diese Ver-
pflichtung auf seine Hinterbliebenen über. Wenn
der Arbeiter abgängig wird, so fällt diese Ver-
pflichtung so lange auf seine Angehörigen, als sie
Anspruch auf Versorgungsgeld haben.

(2) Ein besonderer Pensionsbeitrag ist nicht zu
entrichten,

a) soweit es sich um die Anrechnung von
Ruhegenußvordienstzeiten nach § 14 Abs. 2
lit. e handelt,

b) soweit der Arbeiter für die angerechnete
Ruhegenußvordienstzeit bereits in einem
Dienstverhältnis zu einer inländischen Ge-
bietskörperschaft Pensionsbeiträge entrich-
tet hat und sie ihm nicht erstattet worden
sind,

c) soweit dem Arbeiter, seinen Hinterbliebe-
nen oder Angehörigen für die angerechnete
Ruhegenußvordienstzeit eine Anwartschaft
oder ein Anspruch auf wiederkehrende
Leistungen aus Mitteln eines öffentlich-
rechtlichen Dienstgebers zugestanden ist
und die aus dieser Anwartschaft oder aus
diesem Anspruch sich ergebenden Leistun-
gen dem Bunde abgetreten worden sind.

(3) Die Bemessungsgrundlage des besonderen
Pensionsbeitrages bildet der 26fache Schichtlohn,
der dem Arbeiter für den ersten vollen Monat
seiner Dienstleistung im ständigen Dienstverhält-
nis gebührt hat. Der besondere Pensionsbeitrag
beträgt für jeden vollen Monat der unbedingt
angerechneten Zeiten 7 v. H. der Bemessungs-
grundlage. Für die Zeiten, die bedingt für den
Fall der Versetzung in den Ruhestand wegen
Dienstunfähigkeit, für den Fall des Übertrittes
in den Ruhestand oder für den Fall des während
des Dienststandes eingetretenen Todes des Ar-
beiters angerechnet worden sind, ermäßigt sich
der Hundertsatz auf 3'5.

(4) Der besondere Pensionsbeitrag ist nach
Zustellung der Dienstgebererklärung über die
Anrechnung durch Abzug vom Monatsbezug,
Ruhebezug, Versorgungsbezug, Versorgungsgeld,
Unterhaltsbezug, von der Abfertigung oder Ab-
findung hereinzubringen. Bei der Hereinbringung
durch Abzug von den monatlich wiederkehren-
den Leistungen dürfen nicht mehr als 60 Monats-
raten bewilligt werden. Bei der Festsetzung der
Monatsraten ist auf die wirtschaftlichen Verhält-
nisse des Verpflichteten billige Rücksicht zu neh-
men. Der besondere Pensionsbeitrag kann auch
auf einmal entrichtet werden.

(5) Wenn die Hereinbringung des besonderen
Pensionsbeitrages in 60 Monatsraten eine beson-
dere Härte bedeuten würde, so können mit Zu-
stimmung des Bundesministeriums für Finanzen
bis zu 90 Monatsraten bewilligt werden.
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(6) Auf mehrere Hinterbliebene oder Ange-
hörige, zu deren Gunsten Ruhegenußvordienst-
zeiten angerechnet worden sind, ist der aushaf-
tende besondere Pensionsbeitrag nach dem Ver-
hältnis ihrer durch die Anrechnung erhöhten
Versorgungsgenüsse, Versorgungsgelder oder
Unterhaltsbeiträge aufzuteilen. Maßgebend sind
die Verhältnisse im Zeitpunkt des Todes oder
des Abgängigwerdens des Arbeiters. Von der Ab-
fertigung der Witwe oder der Waise ist kein
besonderer Pensionsbeitrag hereinzubringen. Die
Verpflichtung zur Entrichtung des aufgeteilten
besonderen Pensionsbeitrages erlischt mit dem
Tod des betreffenden Hinterbliebenen.

(7) Scheidet der Arbeiter aus dem Dienststand
aus, ohne daß er, seine Hinterbliebenen oder
Angehörigen Anspruch auf Pensionsversorgung
erlangt haben, so entfällt die Verpflichtung zur
Entrichtung des noch aushaftenden besonderen
Pensionsbeitrages.

ABSCHNITT IV

Versorgungsbezüge der Hinterbliebenen

U n t e r a b s c h n i t t A
Versorgungsbezug der Witwe

A n s p r u c h au f W i t w e n v e r s o r -
g u n g s g e n u ß

§ 18. (1) Der Witwe eines Arbeiters gebührt
ein monatlicher Witwenversorgungsgenuß, wenn
der Arbeiter am Sterbetag Anspruch auf Ruhe-
genuß gehabt hat oder im Fall der mit Ablauf
dieses Tages erfolgten Versetzung in den Ruhe-
stand gehabt hätte.

(2) Die Witwe hat keinen Anspruch auf Wit-
wenversorgungsgenuß, wenn

a) sie am Sterbetag des Arbeiters die öster-
reichische Staatsbürgerschaft nicht besessen
hat,

b) sie am Sterbetag des Arbeiters das 35. Le-
bensjahr noch nicht vollendet hat. Dies
gilt nicht, wenn
1. der Arbeiter an den Folgen eines Dienst-

unfalles oder einer Berufskrankheit ge-
storben ist,

2. die Ehe mindestens zehn Jahre gedauert
hat,

3. aus der Ehe ein Kind hervorgegangen ist
oder hervorgeht,

4. durch die Eheschließung ein Kind legi-
timiert worden ist,

5. am Sterbetag des Arbeiters dem Haus-
halt der Witwe ein anderes als in der Z. 3
oder 4 genanntes Kind des verstorbenen
Arbeiters . angehört, das Anspruch auf
Waisenversorgungsgenuß hat.

(3) Die Witwe hat ferner keinen Anspruch,
auf Witwenversorgungsgenuß, wenn die Ehe erst

während des Ruhestandes des Arbeiters geschlos-
sen worden ist. Dies gilt nicht, wenn
1. die Ehe mindestens drei Jahre gedauert und

der Altersunterschied der Ehegatten nicht
mehr als 20 Jahre betragen hat oder die Ehe
mindestens fünf Jahre gedauert und der
Altersunterschied der Ehegatten nicht mehr
als 25 Jahre betragen hat oder die Ehe minde-
stens zehn Jahre gedauert und der Altersunter-
schied der Ehegatten mehr als 25 Jahre be-
tragen hat,

2. der Arbeiter nach der Eheschließung wieder
in den Dienststand aufgenommen worden ist,

3. aus der Ehe ein Kind hervorgegangen ist oder
hervorgeht,

4. durch die Eheschließung ein Kind legitimiert
worden ist,

5. am Sterbetag des Arbeiters dem Haushalt der
Witwe ein anderes als in der Z. 3 oder 4 ge-
nanntes Kind des verstorbenen Arbeiters an-
gehört, das Anspruch auf Waisenversorgungs-
genuß hat.
(4) Hat sich der Arbeiter mit seiner früheren

Ehefrau wieder verehelicht, so sind bei der Be-
rechnung der Ehedauer die einzelnen Ehezeiten
zusammenzuzählen.

(5) Der Witwenversorgungsgenuß, die Haus-
haltszulage, die Ergänzungszulage und der Hilf-
losenzuschuß bilden zusammen den Witwenver-
sorgungsbezug.

A u s m a ß d e s W i t w e n v e r s o r g u n g s -
g e n u s s e s

§ 19. Der Witwenversorgungsgenuß beträgt
50 v. H. des Ruhegenusses, der der ruhegenuß-
fähigen Gesamtdienstzeit des Arbeiters und der
von ihm im Zeitpunkt seines Ausscheidens aus
dem Dienststand erreichten lohnrechtlichen Stel-
lung entspricht, mindestens aber 35 v. H. der
Ruhegenußbemessungsgrundlage nach § 5 Abs. 1.
Die Bestimmung des § 5 Abs. 2 gilt sinngemäß.

Ü b e r g a n g s b e i t r a g

§ 20. (1) Ist die Witwe im Zeitpunkt des Todes
des Arbeiters schwanger und hat sie nach § 18
Abs. 2 lit. b oder Abs. 3 keinen Anspruch auf
Versorgungsgenuß, so gebührt ihr auf die Dauer
der Schwangerschaft ein monatlicher Übergangs-
beitrag in der Höhe des Versorgungsbezuges, auf
den sie Anspruch hätte, wenn sie nach § 18
Abs. 2 lit. b oder Abs. 3 vom Anspruch auf
Versorgungsgenuß nicht ausgeschlossen wäre.

(2) Die Bestimmungen der §§ 30 bis 37 sind
sinngemäß anzuwenden.

(3) Der Übergangsbeitrag ist nach der Beendi-
gung der Schwangerschaft im Fall der Geburt
eines ehelichen Kindes auf den gebührenden Ver-
sorgungsbezug, ansonsten auf die gebührende
Abfertigung anzurechnen.
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U n t e r a b s c h n i t t B

Versorgungsbezug der Waise

A n s p r u c h auf W a i s e n v e r s o r g u n g s -
g e n u ß

§ 21. (1) Dem Kind eines verstorbenen Arbei-
ters, das das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat, gebührt ein monatlicher •Waisenversorgungs-
genuß, wenn der Arbeiter am Sterbetag An-
spruch auf Ruhegenuß gehabt hat oder im Fall
der mit Ablauf dieses Tages erfolgten Versetzung
in den Ruhestand gehabt hätte. Ein Wahl- oder
Stiefkind hat nur dann Anspruch auf Waisenver-
sorgungsgenuß, wenn es am Sterbetag des Arbei-
ters bei der Bemessung der Haushaltszulage zu
berücksichtigen gewesen ist.

(2) Dem älteren Kind eines verstorbenen Ar-
beiters, das das 25. Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat, gebührt auf Antrag ein monatlicher
Waisenversorgungsgenuß, solange es sich in einer
Schul- oder Berufsausbildung befindet, die seine
Arbeitskraft überwiegend beansprucht. Zur
Schul- oder Berufsausbildung zählt auch ein an-
gemessener Zeitraum für die Vorbereitung auf
die Ablegung der entsprechenden Abschlußprü-
fungen und auf die Erwerbung eines akademi-
schen Grades. Ist die Schul- oder Berufsausbil-
dung durch Erfüllung der Wehrpflicht, durch
Krankheit oder ein anderes unüberwindbares
Hindernis verzögert worden, so gebührt der
Waisenversorgungsgenuß über das 25. Lebensjahr
hinaus für einen der Dauer der Behinderung
angemessenen Zeitraum.

(3) Dem Kind eines verstorbenen Arbeiters,
das das 18. Lebensjahr vollendet hat, gebührt auf
Antrag ein monatlicher Waisenversorgungsgenuß,
wenn es seit der Vollendung des 18. Lebensjahres
oder seit dem Ablauf des im Abs. 2 genannten
Zeitraumes infolge Krankheit oder Gebrechens
erwerbsunfähig ist.

(4) Das Kind eines verstorbenen Arbeiters hat
keinen Anspruch auf Waisenversorgungsgenuß,
wenn es am Sterbetag des Arbeiters die öster-
reichische Staatsbürgerschaft nicht besessen hat.

(5) Der Waisenversorgungsgenuß nach den
Abs. 2 und 3 ruht, wenn das Kind

a) Einkünfte bezieht, die zur Bestreitung sei-
nes angemessenen Lebensunterhaltes aus-
reichen,

b) einem Stift oder Kloster angehört und das
Stift oder Kloster für den Lebensunterhalt
des Kindes aufkommt,

c) weiblichen Geschlechtes und verheiratet ist,
es sei denn, daß die Einkünfte des Ehe-
mannes zur Bestreitung des angemessenen
Lebensunterhaltes nicht ausreichen.

(6) Einkünfte im Sinne dieser Pensionsordnung
sind die im § 2 des Einkommensteuergesetzes
1967, BGBl. Nr. 268/1967, angeführten Ein-
künfte, soweit sie nicht nach § 3 desselben Ge-

setzes steuerfrei sind. Als Einkünfte aus nicht-
selbständiger Arbeit gelten jedoch auch

a) wiederkehrende Unterhaltsleistungen,
b) wiederkehrende Geldleistungen aus der ge-

setzlichen Unfall- und Krankenversiche-
rung, nach dem Opferfürsorgegesetz, BGBl.
Nr. 183/1947, dem Kriegsopferversorgungs-
gesetz 1957, BGBl. Nr. 152/1957, dem
Heeresversorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/
1964, dem Arbeitslosenversicherungsgesetz
1958, BGBl. Nr. 199/1958, dem Bundes-
gesetz über Ersatzleistungen an öffentlich
Bedienstete während des Karenzurlaubes
aus Anlaß der Mutterschaft, BGBl. Nr. 98/
1961, dem Bundesgesetz über die Gewäh-
rung von Überbrückungshilfen an ehe-
malige Bundesbedienstete, BGBl. Nr. 174/
1963, und nach gleichartigen landesgesetz-
lichen Vorschriften.

(7) Werden Einkünfte für einen längeren Zeit-
raum bezogen als für einen Monat, so sind sie
verhältnismäßig umzurechnen. Hiebei gelten Ein-
künfte, die für einen nicht feststellbaren Zeit-
raum zufließen, als jährliche Einkünfte des be-
treffenden Kalenderjahres.

(8) Der Waisenversorgungsgenuß, die Zulage
nach § 27 Abs. 3, die Ergänzungszulage und der
Hilflosenzuschuß bilden zusammen den Waisen-
versorgungsbezug.

Ausmaß des Wai senve r so rgungs -
genusses

§ 22. (1) Der Waisenversorgungsgenuß beträgt
a) für jede Halbwaise 10 v. H. des Ruhe-

genusses, der der ruhegenußfähigen Ge-
samtdienstzeit des Arbeiters und der von
ihm im Zeitpunkt seines Ausscheidens aus
dem Dienststand erreichten lohnrechtlichen
Stellung entspricht, mindestens aber 7 v. H.
der Ruhegenußbemessungsgrundlage nach
§ 5 Abs. 1,

b) für jede Vollwaise 25 v. H. des Ruhe-
genusses, der der ruhegenußfähigen Ge-
samtdienstzeit des Arbeiters und der von
ihm im Zeitpunkt des Ausscheidens aus
dem Dienststand erreichten lohnrechtlichen
Stellung entspricht, mindestens aber
17'5 v. H. der Ruhegenußbemessungs-
grundlage nach § 5 Abs. 1.

Die Bestimmung des § 5 Abs. 2 gilt sinnge-
mäß.

(2) Ein Wahlkind ist Vollwaise, wenn seine
Wahleltern gestorben sind; es ist. Halbwaise,
wenn nur ein Wahlelternteil gestorben ist. Ein
Kind, das vom Arbeiter, nicht aber auch von
dessen Ehegatten an Kindes statt angenommen
worden ist, gilt nur als Halbwaise, wenn der
Arbeiter zur Zeit seines Todes mit seinem Ehe-
gatten und seinem Wahlkind in häuslicher Ge-
meinschaft gelebt hat.
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(3) Ein Stiefkind ist Vollwaise, wenn beide
Elternteile, aus der das Stiefverhältnis begrün-
denden Ehe gestorben sind; es ist Halbwaise,
wenn nur einer dieser Elternteile gestorben ist.

(4) Der Waisenversorgungsbezug des unehe-
lichen Kindes eines männlichen Arbeiters darf
die Unterhaltsleistung nicht übersteigen, auf die
das Kind gegen den verstorbenen Arbeiter an
dessen Sterbetag Anspruch gehabt hat. Der Hilf-
losenzuschuß bleibt hiebei außer Betracht.

(5) Auf den Waisenversorgungsbezug eines
Wahl- oder Stiefkindes sind laufende Unterhalts-
leistungen anzurechnen, die das Kind von seinen
leiblichen Eltern erhält. Erhält das Kind statt
laufender Unterhaltsleistungen eine Kapitalab-
findung, so ist auf den monatlichen Waisenver-
sorgungsbezug ein Zwölftel des Betrages anzu-
rechnen, der sich bei Annahme eines jährlichen
Ertrages von 4 v. H. des Abfindungskapitals er-
geben würde. Geht das Abfindungskapital ohne
vorsätzliches Verschulden der Waise unter, so
entfällt die Anrechnung. Versorgungsleistungen,
die das Wahl- oder Stiefkind nach seinen leib-
lichen Eltern erhält, sind ebenfalls auf den
Waisenversorgungsbezug anzurechnen.

U n t e r a b s c h n i t t C
Versorgungsbezug der früheren Ehefrau

§ 23. (1) Die Bestimmungen über den An-
spruch auf Witwenversorgung und über das Aus-
maß der Witwenversorgung — ausgenommen die
Bestimmungen der §§ 25 Abs. 3 bis 6 und 26 —
gelten, soweit im folgenden nichts anderes be-
stimmt ist, sinngemäß für die frühere Ehefrau
des verstorbenen Arbeiters, wenn dieser zur Zeit
seines Todes auf Grund eines gerichtlichen Ur-
teiles, eines gerichtlichen Vergleiches oder einer
vor der Auflösung oder Nichtigerklärung der
Ehe schriftlich eingegangenen Verpflichtung für
den Lebensunterhalt seiner früheren Ehefrau
aufzukommen oder dazu beizutragen hatte.

(2) Der Versorgungsgenuß gebührt der frühe-
ren Ehefrau nur auf Antrag. Er fällt, wenn der
Antrag binnen drei Monaten nach dem Tode
des Arbeiters gestellt wird, mit dem auf den
Sterbetag folgenden Monatsersten an. In allen
übrigen Fällen gebührt der Versorgungsgenuß
von dem der Einbringung des Antrages folgen-
den Monatsersten an; wird der Antrag an einem
Monatsersten gestellt, so gebührt der Versor-
gungsgenuß von diesem Tag an.

(3) Hat die frühere Ehefrau gegen den ver-
storbenen Arbeiter nur einen befristeten An-
spruch auf Unterhaltsleistungen gehabt, so be-
steht der Versorgungsanspruch längstens bis zum
Ablauf der Frist.

(4) Der Versorgungsbezug — ausgenommen
der Hilflosenzuschuß — darf die Unterhalts-
leistung nicht übersteigen, auf die die frühere

Ehefrau gegen den verstorbenen Arbeiter an
dessen Sterbetag Anspruch gehabt hat.

(5) Der Versorgungsgenuß der Witwe und der
Versorgungsgenuß der früheren Ehefrau dürfen
zusammen den Ruhegenuß nicht übersteigen, auf
den der verstorbene Arbeiter Anspruch gehabt
hätte. Der Versorgungsgenuß der früheren Ehe-
frau ist erforderlichenfalls entsprechend zu
kürzen. Versorgungsgenüsse mehrerer früherer
Ehefrauen sind im gleichen Verhältnis zu kürzen.
Ist keine anspruchsberechtigte Witwe vorhanden,
dann ist der Versorgungsgenuß der früheren Ehe- •
frau so zu bemessen, als ob der Arbeiter eine an-
spruchsberechtigte Witwe hinterlassen hätte.

(6) Eine Erhöhung der Unterhaltsleistungen
durch gerichtlichen Vergleich oder durch schrift-
lichen Vertrag ist unbeachtlich, wenn zwischen
dem Abschluß des Vergleiches oder des Vertra-
ges und dem Sterbetag des Arbeiters nicht min-
destens ein Jahr vergangen ist.

(7) Unterhaltsleistungen, die die Erben des
verstorbenen Arbeiters auf Grund gesetzlicher
Verpflichtung der früheren Ehefrau erbringen,
sind auf den Versorgungsbezug der früheren
Ehefrau anzurechnen.

(8) Erlischt der Anspruch der Witwe oder
einer früheren Ehefrau auf Versorgungsgenuß,
so ändert sich dadurch der Versorgungsbezug
einer allenfalls noch verbleibenden früheren
Ehefrau nicht.

U n t e r a b s c h n i t t D
Gemeinsame Bestimmungen für Hinterbliebene

B e g ü n s t i g u n g e n f ü r d e n F a l l des
T o d e s d e s A r b e i t e r s

§ 24. (1) Ist ein Arbeiter, dessen ruhegenuß-
fähige Gesamtdienstzeit noch nicht fünf Jahre
beträgt, im Dienststand an den Folgen eines
Dienstunfalles oder an einer Berufskrankheit
gestorben, dann sind seine Hinterbliebenen,
wenn sie aus diesem Grund Anspruch auf die
Hinterbliebenenrente aus der Unfallversicherung
der öffentlich Bediensteten haben, so zu behan-
deln, als ob der Arbeiter eine ruhegenußfähige
Gesamtdienstzeit von zehn Jahren aufzuweisen
hätte.

(2) Ist ein Arbeiter im Dienststand gestorben
und beträgt seine ruhegenußfähige Gesamtdienst-
zeit mindestens 5 Jahre, dann sind die Hinter-
bliebenen so zu behandeln, als ob dem Arbeiter
zu seiner ruhegenußfähigen Bundesdienstzeit
zehn Jahre nach der Vorschrift des § 9 Abs. 1
zugerechnet worden wären. Das gleiche gilt,
wenn ein wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhe-
stand versetzter Arbeiter im Zeitpunkt der Ver-
setzung in den Ruhestand die Voraussetzungen
für die Zurechnung nach der Vorschrift des § 9
Abs. 1 oder 2 erfüllt hat und über die Zurech-
nung vor seinem Tod noch nicht entschieden
wurde.
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(3) Wenn der angemessene Lebensunterhalt
eines Hinterbliebenen durch die Begünstigung
nach der Vorschrift des Abs. 2 nicht gesichert
ist, kann das Bundesministerium für Finanzen
zugunsten dieses Hinterbliebenen eine Verfügung
im Sinne des § 9 Abs. 3 treffen. Die Bestim-
mungen der §§ 22 Abs. 4 und 23 Abs. 4 bleiben
unberührt. Maßgebend für die Beurteilung, ob
der angemessene Lebensunterhalt des Hinter-
bliebenen gesichert ist, sind die Verhältnisse zur
Zeit des Todes des Arbeiters.

(4) Die Bestimmungen des Abs. 3 gelten sinn-
gemäß für die Hinterbliebenen eines Arbeiters
des Ruhestandes, dem eine Begünstigung nach
der Vorschrift des § 9 Abs. 1 oder 2 gewährt
worden ist.

(5) Die Bestimmungen der Abs. 2 bis 4 sind
nicht anzuwenden, wenn der Tod auf einen
Dienstunfall oder eine Berufskrankheit zurück-
zuführen ist und aus diesem Grund Hinter-
bliebenenrenten aus der Unfallversicherung der
öffentlich Bediensteten gebühren.

(6) Stirbt ein Arbeiter, dem aus Anlaß einer
früheren Versetzung in den Ruhestand eine Be-
günstigung nach der Vorschrift des § 9 Abs. 1
oder 2 gewährt worden ist, im Dienststand, dann
sind die Hinterbliebenen, wenn es für sie gün-
stiger ist, so zu behandeln, als ob der Arbeiter
nicht wieder in den Dienststand aufgenommen
worden wäre.

V e r l u s t d e s A n s p r u c h e s au f V e r -
s o r g u n g s g e n u ß , A b f i n d u n g d e r
W i t w e b e i W i e d e r v e r e h e l i c h u n g ,
W i e d e r a u f l e b e n des V e r s o r g u n g s -

a n s p r u c h e s d e r W i t w e

§ 25. (1) Der Anspruch auf Versorgungsgenuß
erlischt durch

a) Verlust der österreichischen Staatsbürger-
schaft,

b) Verzicht,
c) Verurteilung durch ein inländisches Ge-

richt wegen Verbrechens. Der Anspruch er-
lischt nicht, wenn diese Rechtsfolge der
Verurteilung aufgeschoben wird, es sei
denn, daß der Aufschub widerrufen wird,
oder wenn kraft besonderer gesetzlicher
Bestimmung die mit der Verurteilung ver-
bundenen nachteiligen Rechtsfolgen nicht
eintreten.

(2) Der Anspruch der Witwe und der früheren
Ehefrau erlischt außerdem durch Verehelichung.

(3) Der Witwe des Arbeiters, die sich wieder-
verehelicht hat, gebührt eine Abfindung in der
Höhe des Siebzigfachen des Versorgungsbezuges,
auf den sie im Zeitpunkt der Schließung der
neuen Ehe Anspruch gehabt hat. Die Ergän-
zungszulage bleibt bei der Bemessung der Ab-
findung außer Betracht.

(4) Wird die neue Ehe durch den Tod des
Ehemannes, durch Scheidung oder durch Auf-
hebung aufgelöst oder wird die neue Ehe für
nichtig erklärt, so lebt beim Zutreffen der son-
stigen Voraussetzungen der Versorgungsanspruch
aus der früheren Ehe wieder auf, wenn

a) die Ehe nicht aus dem alleinigen oder
überwiegenden Verschulden der Ehefrau
geschieden oder aufgehoben worden ist
oder

b) bei Nichtigerklärung der Ehe die Ehefrau
als schuldlos anzusehen ist.

(5) Das Wiederaufleben des Versorgungs-
anspruches tritt mit der Auflösung oder Nich-
tigerklärung der letzten Ehe, frühestens jedoch
fünf Jahre nach dem seinerzeitigen Erlöschen
des Versorgungsanspruches ein.

(6) Auf den Versorgungsbezug, der wieder
aufgelebt ist, sind Einkünfte (§ 21 Abs. 6 und 7)
anzurechnen, die der Witwe auf Grund der auf-
gelösten oder für nichtig erklärten Ehe zufließen.
Erhält die Witwe statt laufender Unterhalts-
leistungen eine Kapitalabfindung, so ist auf den
monatlichen Versorgungsbezug ein Zwölftel des
Betrages anzurechnen, der sich bei der Annahme
eines jährlichen Ertrages von 4 v. H. des Ab-
findungskapitals ergeben würde. Geht das Ab-
findungskapital ohne vorsätzliches Verschulden
der Witwe unter, so entfällt die Anrechnung.

A b f e r t i g u n g d e r W i t w e u n d d e r
W a i s e

§ 26. (1) Der Witwe und der Waise eines im
Dienststand verstorbenen Arbeiters gebührt eine
Abfertigung, wenn sie keinen Anspruch auf Ver-
sorgungsgenuß haben.

(2) Die Witwe hat keinen Anspruch auf Ab-
fertigung, wenn für sie ein Anspruch auf Wit-
wenversorgung aus einer früheren Ehe wieder
auflebt.

(3) Die Waise hat keinen Anspruch auf Ab-
fertigung, wenn sie am Sterbetag des Arbeiters
bei der Bemessung der Haushaltszulage nicht zu
berücksichtigen gewesen ist. Dies gilt nicht für
eine nachgeborene Waise.

(4) Die Bemessungsgrundlage der Abfertigung
bildet der 26fache Schichtlohn, der der lohn-
rechtlichen Stellung entspricht, die der Arbeiter
im Zeitpunkt seines Todes erreicht hat.

(5) Die Abfertigung der Witwe beträgt für
jedes Jahr der ruhegenußfähigen Gesamtdienst-
zeit das Zweifache der Bemessungsgrundlage,
höchstens jedoch das Zwanzigfache. Bei einer
ruhegenußfähigen Gesamtdienstzeit von weniger
als einem Jahr gebührt eine Abfertigung in der
Höhe der Bemessungsgrundlage.

(6) Die Abfertigung der Halbwaise beträgt
20 v. H., die Abfertigung der Vollwaise 50 v. H.
der für die Witwe vorgesehenen Abfertigung.
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ABSCHNITT V

Gemeinsame Bestimmungen für Arbeiter des
Ruhestandes und Hinterbliebene

H a u s h a l t s z u l a g e

§ 27. (1) Dem Arbeiter, der Anspruch auf
Ruhegenuß hat, gebührt die Haushaltszulage
nach den für die Bundesbeamten geltenden Vor-
schriften.

(2) Der Witwe, deren Haushalt ein unversorg-
tes Kind des Arbeiters angehört, gebührt zum
Witwenversorgungsgenuß die Haushaltszulage,
die dem Arbeiter gebühren würde, wenn er
nicht gestorben wäre. Der auf ein Kind entfal-
lende Teil der Haushaltszulage gebührt nicht,
wenn das Kind Anspruch auf Waisenversorgung
hat.

(3) Der Waise gebührt zum Waisenversor-
gungsgenuß eine Zulage im Ausmaß der für ein
Kind vorgesehenen Haushaltszulage.

(4) Eine Zulage nach dem Abs. 2 oder 3 ge-
bührt insoweit nicht, als die Witwe oder die
Waise eine Haushaltszulage oder eine gleichar-
tige Zulage von einer anderen Stelle erhält.

E r g ä n z u n g s z u l a g e

§ 28. (1) Einer Person, die Anspruch auf Ruhe-
oder Versorgungsgenuß hat und deren monat-
liches Gesamteinkommen die Höhe des Min-
destsatzes (Abs. 5) nicht erreicht, gebührt
auf Antrag eine Ergänzungszulage in der Höhe
des Unterschiedes zwischen dem monatlichen Ge-
samteinkommen und dem Mindestsatz. Die Be-
stimmungen der §§ 22 Abs. 4 und 23 Abs. 4
bleiben unberührt.

(2) Das monatliche Gesamteinkommen besteht
aus

a) dem Ruhe- oder Versorgungsbezug mit
Ausnahme der Ergänzungszulage und des
Hilflosenzuschusses,

b) den anderen Einkünften (§21 Abs. 6 und
7) des Anspruchsberechtigten und

c) den Einkünften (§21 Abs. 6 und 7) der
Personen, die bei der Berechnung des Min-
destsatzes zu berücksichtigen sind.

(3) Bei der Ermittlung der Einkünfte aus
nichtselbständiger Arbeit ist stets der volle
Bauschbetrag an Werbungskosten abzusetzen, der
im § 51 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes
1967, BGBl. Nr. 268/1967, für den Fall der
monatlichen Lohnzahlung vorgesehen ist.

(4) Für Zwecke der Ermittlung des monat-
lichen Gesamteinkommens gelten nicht als Ein-
künfte

a) Sonderzahlungen, die neben den Ruhe-
oder Versorgungsbezügen gebühren,

b) Unterhaltsleistungen bis zur Hälfte des je-
weils in Betracht kommenden Mindest-
satzes,

c) Einkünfte eines Kindes des Anspruchs-
berechtigten, das bei der Berechnung des
Mindestsatzes zu berücksichtigen ist, soweit
sie den Betrag von 200 S monatlich über-
steigen.

(5) Bei der Bemessung von Ergänzungszulagen
nach dieser Pensionsordnung sind die für die
Bundesbeamten jeweils geltenden Mindestsätze
anzuwenden.

(6) Besteht neben dem Anspruch auf Ruhe-
oder Versorgungsgenuß noch ein Anspruch auf
eine Pension aus der gesetzlichen Pensionsver-
sicherung, so gebührt die Ergänzungszulage nicht,
wenn der Ruhe- oder Versorgungsbezug ohne
Ergänzungszulage niedriger ist als die Pension
ohne Ausgleichszulage.

(7) Sind die Voraussetzungen für den An-
spruch auf Ergänzungszulage schon beim Anfall
des Ruhe- oder Versorgungsgenusses erfüllt, so
gebührt die Ergänzungszulage vom gleichen Zeit-
punkt an wie der Ruhe- oder Versorgungsgenuß,
wenn der Antrag binnen drei Monaten nach dem
Anfall des Ruhe- oder Versorgungsgenusses ge-
stellt wird. In allen übrigen Fällen gebührt die
Ergänzungszulage von dem der Einbringung des
Antrages folgenden Monatsersten an; wird der
Antrag an einem Monatsersten gestellt, so ge-
bührt die Ergänzungszulage von diesem Tag an.
Die Folge der verspäteten Antragstellung kann
aus berücksichtigungswürdigen Gründen mit Zu-
stimmung des Bundesministeriums für Finanzen
nachgesehen werden.

H i l f l o s e n z u s c h u ß

§ 29. (1) Einer Person, die derart hilflos ist,
daß sie ständig der Wartung und Hilfe bedarf,
gebührt zum Ruhe- oder Versorgungsgenuß auf
Antrag ein Hilflosenzuschuß nach den Bestim-
mungen der gesetzlichen Pensionsversicherung
(§ 105 a Abs. 1 bis 3 ASVG.). Der Hilflosen-
zuschuß gebührt ab dem auf den Antrag fol-
genden Monatsersten. Er wird ausschließlich nach
der Höhe des Ruhe- oder Versorgungsgenusses
berechnet.

(2) Dem Empfänger eines Ruhe- oder Ver-
sorgungsgenusses, der auch einen Anspruch auf
eine Pension aus der gesetzlichen Pensionsver-
sicherung oder einen Anspruch auf Ruhe- oder
Versorgungsgenuß aus einem öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnis hat, gebührt der Hilf-
losenzuschuß nach dieser Pensionsordnung nicht.

S o n d e r z a h l u n g

§ 30. (1) Neben dem Ruhebezug und dem
Versorgungsbezug gebührt für jedes Kalender-
vierteljahr eine Sonderzahlung.

(2) Die Sonderzahlung beträgt 50 v. H. des
für den Monat der Fälligkeit gebührenden
Ruhe- oder Versorgungsbezuges. Besteht nicht
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für das ganze Kalendervierteljahr, für das die
Sonderzahlung gebührt, Anspruch auf den vollen
Ruhe- oder Versorgungsgenuß, so gebührt der
verhältnismäßige Teil der Sonderzahlung.

(3) Die Sonderzahlung für das erste Kalender-
vierteljahr ist am 1. März, die für das zweite
Kalendervierteljahr am 1. Juni, die für das dritte
Kalendervierteljahr am 1. September und die für
das vierte Kalendervierteljahr am 1. Dezember
fällig. Sie ist mit dem an diesem Tag fälligen
Ruhe- oder Versorgungsbezug auszuzahlen.

(4) Erlischt der Anspruch auf Ruhe- oder Ver-
sorgungsgenuß vor dem Ablauf des Kalender-
vierteljahres, so wird die Sonderzahlung sofort
fällig.

V o r s c h u ß u n d G e l d a u s h i l f e

§ 31. (1) .Ist eine Person, die Anspruch auf
Ruhe- oder Versorgungsgenuß hat, unverschul-
det in Notlage geraten oder liegen sonst berück-
sichtigungswürdige Gründe vor, so kann ihr auf
Antrag ein Vorschuß bis zur Höhe des dreifachen
Ruhe- oder Versorgungsbezuges gewährt werden.
Die Gewährung des Vorschusses kann von Sicher-
stellungen abhängig gemacht werden.

(2) Der Vorschuß ist durch Abzug von den
gebührenden Ruhe- oder Versorgungsbezügen
längstens binnen vier Jahren hereinzubringen;
bei der Festsetzung der Abzugsraten ist auf die
wirtschaftlichen Verhältnisse des Vorschuß-
empfängers billige Rücksicht zu nehmen. Der
Vorschuß kann auch vorzeitig zurückgezahlt
werden. Erlischt der Anspruch auf Ruhe- oder
Versorgungsgenuß, so können zur Deckung eines
noch nicht zur Gänze zurückgezahlten Vorschus-
ses die dem Vorschußempfänger selbst zustehen-
den Geldleistungen sowie die den Hinterbliebe-
nen zustehenden Geldleistungen — ausgenommen
der Todesfallbeitrag, der Bestattungskostenbei-
trag und der Pflegekostenbeitrag — herangezo-
gen werden.

(3) Wenn besonders berücksichtigungswürdige
Gründe vorhanden sind, können auch ein höhe-
rer Vorschuß und längere Rückzahlungsfristen
bewilligt werden.

(4) Ist eine Person, die Anspruch auf Ruhe-
oder Versorgungsgenuß hat, unverschuldet in
Notlage geraten oder liegen sonst berücksichti-
gungswürdige Gründe vor, so kann ihr auf An-
trag auch eine Geldaushilfe gewährt werden.

(5) Zur Gewährung eines Vorschusses, der die
Höhe des dreifachen Ruhe- oder Versorgungs-
bezuges übersteigt oder der binnen einem Zeit-
raum von mehr als vier Jahren zurückgezahlt
werden soll, ist die Zustimmung des Bundes-
ministeriums für Finanzen erforderlich. Das
gleiche gilt für die Gewährung einer Geldaus-
hilfe, die für sich allein oder zusammen mit den
im selben Kalenderjahr gewährten Geldaushilfen
den Betrag von 2000 S übersteigt.

F ä l l i g k e i t s t a g u n d A u s z a h l u n g s -
t a g d e r m o n a t l i c h w i e d e r k e h -

r e n d e n G e l d l e i s t u n g e n
§ 32. (1) Maßgebend für den einzelnen An-

spruch auf monatlich wiederkehrende Geldlei-
stungen sind die Verhältnisse am Fälligkeitstag.

(2) Die monatlich wiederkehrenden Geldlei-
stungen sind unteilbar und jeweils am Monats-
ersten im voraus fällig.

(3) Ist der Fälligkeitstag ein Samstag, ein Sonn-
tag oder ein gesetzlicher Feiertag, so ist am vor-
hergehenden Werktag auszuzahlen. Darüber
hinaus ist eine vorzeitige Auszahlung nur zu-
lässig, wenn das Bundesministerium für Finanzen
zustimmt. Die Zustimmung darf nur gegeben
werden, um verspätete Auszahlungen zu ver-
meiden.

Auf- u n d A b r u n d u n g d e s Aus -
z a h l u n g s b e t r a g e s

§ 33. Der Auszahlungsbetrag ist auf zehn
Groschen in der Weise zu runden, daß Beträge
unter fünf Groschen unberücksichtigt bleiben
und Beträge von fünf und mehr Groschen auf
zehn Groschen ergänzt werden.

A u s z a h l u n g d e r G e l d l e i s t u n g e n

§ 34. (1) Geldleistungen sind dem Anspruchs-
berechtigten oder seinem gesetzlichen Vertreter
nach den für den Zahlungsverkehr des Bundes
geltenden Vorschriften im Inland zuzustellen.
Sie können auf Verlangen des Anspruchsberech-
tigten oder seines gesetzlichen Vertreters auch auf
ein Scheckkonto beim Postsparkassenamt oder
auf ein Girokonto bei einer anderen inländi-
schen Kreditunternehmung überwiesen werden.
Die Änderung der Auszahlungsart oder der
Wechsel der Kreditunternehmung kann — ab-
gesehen vom Fall der Wohnsitzverlegung — je-
weils nur bis zum 1. November jedes Jahres mit
Wirkung vom 1. Jänner des folgenden Jahres
begehrt werden.

(2) Die Gebühren für die Zustellung der Geld-
leistungen im Inland trägt der Bund.

(3) Die Auszahlung wiederkehrender Geld-
leistungen durch Überweisung ist nur zulässig,
wenn der Anspruchsberechtigte über das Konto,
auf das die Geldleistungen überwiesen werden
sollen, allein verfügungsberechtigt ist. Außerdem
muß sich die Kreditunternehmung verpflichten,
die wiederkehrenden Geldleistungen dem Bund
zu ersetzen, die infolge des Todes des Anspruchs-
berechtigten zu Unrecht auf dessen Konto über-
wiesen worden sind.

(4) Der Anspruchsberechtigte hat auf Verlan-
gen der auszahlenden Dienststelle binnen einer
festzusetzenden angemessenen Frist amtliche Le-
bensbestätigungen beizubringen.

(5) Der Anspruchsberechtigte, der seinen
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Aus-
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land hat, muß alljährlich bis längstens 1. März
eine amtliche Lebensbestätigung nach dem Stand
vom 1. Jänner desselben Jahres, den Nachweis
über den ungeänderten Besitz der österreichi-
schen Staatsbürgerschaft und, wenn er die Haus-
haltszulage bezieht, eine amtliche Bestätigung
über seinen Familienstand der Dienstbehörde
vorlegen. Die Witwe und die frühere Ehefrau,
die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-
halt im Ausland haben, müssen außerdem all-
jährlich bis zu demselben Zeitpunkt eine amt-
liche Bestätigung darüber beibringen, daß sie
nicht wieder geheiratet haben.

(6) Wenn die amtlichen Bestätigungen nicht
rechtzeitig vorgelegt werden, ist bis zu ihrem
Einlangen mit der Zahlung auszusetzen.

M e l d e p f l i c h t

§ 35. (1) Der Anspruchsberechtigte ist ver-
pflichtet, jede ihm bekannte Veränderung in den
Voraussetzungen, die den Verlust oder die Min-
derung seines Anspruches oder das Ruhen der
Leistung begründet, binnen einem Monat der
auszahlenden Dienststelle zu melden.

(2) Der Empfänger einer Ergänzungszulage hat
innerhalb der in Abs. 1 genannten Frist jede
Änderung seines Gesamteinkommens zu melden.

E r s a t z zu U n r e c h t e m p f a n g e n e r
L e i s t u n g e n

§ 36. (1) Zu Unrecht empfangene Leistungen
(Übergenüsse) sind, soweit sie nicht im guten
Glauben empfangen worden sind, dem Bund zu
ersetzen.

(2) Die rückforderbaren Leistungen sind durch
Abzug von den nach dieser Pensionsordnung
gebührenden Leistungen hereinzubringen; hiebei
ist auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Er-
satzpflichtigen billige Rücksicht zu nehmen. Ist
die Hereinbringung durch Abzug nicht möglich,
so ist der Ersatzpflichtige oder sein gesetzlicher
Vertreter zum Ersatz zu verhalten. Leistet der
Ersatzpflichtige oder sein gesetzlicher Vertreter
nicht Ersatz, so sind die rückforderbaren Lei-
stungen auf gerichtlichem Wege hereinzubringen.

(3) Aus berücksichtigungswürdigen Gründen
kann die Rückzahlung gestundet werden. Von
der Hereinbringung rückforderbarer Leistungen
kann Abstand genommen werden, wenn die
Hereinbringung eine besondere Härte bedeuten
würde oder wenn das Verfahren zur Herein-
bringung mit Kosten und Weiterungen verbun-
den wäre, die in keinem Verhältnis zum Rück-
forderungsbetrag stehen würden.

A u s w i r k u n g k ü n f t i g e r Ä n d e r u n -
g e n d i e s e r P e n s i o n s o r d n u n g u n d

d e s S c h i c h t l o h n e s

§ 37. (1) Künftige Änderungen dieser Pen-
sionsordnung gelten auch für Personen, die An-

spruch auf Leistungen nach dieser Pensionsord-
nung haben.

(2) Wird die Höhe des Lohnes der Arbeiter
des Dienststandes geändert, so ändert sich die
Höhe des der Ermittlung des Ruhegenusses zu-
grunde gelegten Schichtlohnes entsprechend.

(3) Beim Zutreffen der im Abs. 2 genannten
Voraussetzungen ändert sich das in den §§ 22
Abs. 4 und 23 Abs. 4 vorgesehene Höchstmaß
der Versorgungsleistungen um denselben Hun-
dertsatz, um den sich bei einem Bundesbeamten
des Dienststandes das Gehalt der Gehaltsstufe 2
der Dienstklasse V ändert.

ABSCHNITT VI
Todesfallbeitrag, Bestattungskostenbeitrag,

Pflegekostenbeitrag
A n s p r u c h a u f T o d e s f a l l b e i t r a g

§ 38. (1) Stirbt ein Arbeiter, so haben nach-
einander Anspruch auf Todesfallbeitrag:
1. die überlebende Ehefrau, die am Sterbetag

des Arbeiters mit diesem in häuslicher Ge-
meinschaft gelebt hat,

2. das Kind, das am Sterbetag des Arbeiters des-
sen Haushalt angehört hat. Ist kein anspruchs-
berechtigtes Kind vorhanden, so ist das Enkel-
kind anspruchsberechtigt, das am Sterbetag des
Arbeiters dessen Haushalt angehört hat,

3. das Kind, das die Kosten der Bestattung ganz
oder teilweise bestritten hat. Ist kein an-
spruchsberechtigtes Kind vorhanden, so ist
das Enkelkind anspruchsberechtigt, das die
Kosten der Bestattung ganz oder teilweise be-
stritten hat.
(2) Sind mehrere Kinder (Enkelkinder) neben-

einander anspruchsberechtigt, so gebührt ihnen
der Todesfallbeitrag zur ungeteilten Hand.

(3) Nach einem mehr als drei Jahre abgängi-
gen Arbeiter besteht unabhängig vom Zeitpunkt
des Todes des Arbeiters kein Anspruch auf To-
desfallbeitrag. Es gebührt jedoch statt des Todes-
fallbeitrages ein Beitrag zur Deckung der Kosten,
die durch den Tod des Arbeiters entstanden
sind. Dieser Beitrag darf das Ausmaß des Todes-
fallbeitrages nicht übersteigen.

A u s m a ß d e s T o d e s f a l l b e i t r a g e s
§ 39. (1) Der Todesfallbeitrag nach einem Ar-

beiter des Dienststandes beträgt das Dreifache
des 26fachen Schichtlohnes, den der Arbeiter im
Zeitpunkt seines Todes erreicht hat.

(2) Der Todesfallbeitrag nach einem Arbeiter
des Ruhestandes beträgt das Dreifache des Ruhe-
bezuges, der der ruhegenußfähigen Gesamt-
dienstzeit des Arbeiters und der von ihm im
Zeitpunkt seines Ausscheidens aus dem Dienst-
stand erreichten lohnrechtlichen Stellung ent-
spricht. Die Bestimmung des § 5 Abs. 2 gilt sinn-
gemäß. Der Hilflosenzuschuß bleibt hiebei außer
Betracht.
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(3) Stirbt ein Arbeiter im Monat des Wirksam-
werdens der Versetzung in den Ruhestand, so
ist der Todesfallbeitrag so zu bemessen, als ob
sich der Arbeiter am Sterbetag noch im Dienst-
stand befunden hätte.

B e s t a t t u n g s k o s t e n b e i t r a g
§ 40. (1) Ist keine Person vorhanden, die An-

spruch auf Todesfallbeitrag hat, so gebührt der
Person, die die Kosten der Bestattung des Ar-
beiters ganz oder teilweise aus eigenen Mitteln
getragen hat, auf Antrag der Ersatz ihrer Aus-
lagen, soweit diese im Nachlaß des Verstorbenen
oder in der Leistung einer gesetzlichen Kranken-
versicherung nicht gedeckt sind.

(2) Der Bestattungskostenbeitrag oder mehrere
Bestattungskostenbeiträge zusammen dürfen die
Höhe des in Betracht kommenden Todesfallbei-
trages nicht übersteigen.

P f l e g e k o s t e n b e i t r a g
§ 41. (1) Ist keine Person vorhanden, die An-

spruch auf Todesfallbeitrag hat und erreicht ein
allfällig gebührender Bestattungskostenbeitrag
nicht die Höhe des Todesfallbeitrages, so kann
aus berücksichtigungswürdigen Gründen der
Person, die den Arbeiter vor seinem Tod un-
entgeltlich gepflegt oder die Kosten der Pflege
ganz oder teilweise aus eigenen Mitteln getragen
hat, auf Antrag ein Pflegekostenbeitrag gewährt
werden.

(2) Die Pflegekostenbeiträge und die Bestat-
tungskostenbeiträge zusammen dürfen die Höhe
des in Betracht kommenden Todesfallbeitrages
nicht übersteigen.

ABSCHNITT VII
Versorgung bei Abgängigkeit

V e r s o r g u n g s g e l d f ü r d i e A n g e -
h ö r i g e n e i n e s A r b e i t e r s d e s

D i e n s t s t a n d e s
§ 42. (1) Ist ein Arbeiter des Dienststandes

abgängig geworden, so ruhen bis zu seiner Rück-
kehr seine Bezüge.

(2) Solange die Bezüge nach Abs. 1 ruhen,
gebührt dem Angehörigen des Arbeiters ein
monatliches Versorgungsgeld in der Höhe des
Versorgungsbezuges, der ihm gebühren würde,
wenn der Arbeiter im Zeitpunkt des Abgängig-
werdens gestorben wäre. Das Erfordernis einer
ruhegenußfähigen Gesamtdienstzeit von minde-
stens fünf Jahren entfällt. Die Einschränkung
des § 18 Abs. 2 lit. b gilt nicht.

(3) Angehörige, die ein vorsätzliches Verschul-
den daran trifft, daß der Arbeiter abgängig ge-
worden ist oder daß er nicht zurückkehrt, haben
keinen Anspruch auf Versorgungsgeld.

(4) Das der Ehefrau und den Kindern gebüh-
rende Versorgungsgeld ist für die ersten sechs
Monate der Abgängigkeit des Arbeiters im
gleichen Verhältnis so zu erhöhen, daß es zu-

sammen mit dem Versorgungsgeld der früheren
Ehefrau den Monatsbezug erreicht, der der
lohnrechtlichen Stellung des Arbeiters im Zeit-
punkt des Abgängigwerdens entspricht.

(5) Sind Anhaltspunkte dafür vorhanden, daß
die Abgängigkeit des Arbeiters auf einen Dienst-
unfall oder auf andere mit der ordnungsgemäßen
Versehung des Dienstes zusammenhängende Um-
stände zurückzuführen ist, so kann das Ver-
sorgungsgeld mit Zustimmung des Bundesmini-
steriums für Finanzen für weitere sechs Monate
nach der Vorschrift des Abs. 4 erhöht werden.
Für die darüber hinausgehende Zeit kann das
Versorgungsgeld mit Zustimmung des Bundes-
ministeriums für Finanzen auf den Betrag des
Ruhebezuges erhöht werden, der dem Arbeiter
gebühren würde, wenn er im Zeitpunkt des Ab-
gängigwerdens in den Ruhestand versetzt worden
wäre.

(6) Der früheren Ehefrau gebührt Versorgungs-
geld nur auf Antrag. Es fällt, wenn der Antrag
binnen drei Monaten nach dem Abgängigwerden
des Arbeiters gestellt wird, mit dem auf den Tag
des Abgängigwerdens folgenden Monatsersten an.
In allen übrigen Fällen gebührt das Versorgungs-
geld von dem der Einbringung des Antrages fol-
genden Monatsersten an; wird der Antrag an
einem Monatsersten gestellt, so gebührt das Ver-
sorgungsgeld von diesem Tag an.

(7) Hat ein Arbeiter, dessen Bezüge nach Abs. 1
ruhen, keine anspruchsberechtigten Angehörigen,
so kann ihm mit Zustimmung des Bundesmini-
steriums für Finanzen zu Handen eines zu be-
stellenden Abwesenheitskurators längstens auf die
Dauer von drei Jahren zur Bestreitung gesetz-
licher oder vertraglicher Verpflichtungen ein
monatliches Versorgungsgeld geleistet werden.
Das Versorgungsgeld darf die Hälfte des Ruhe-
bezuges nicht übersteigen, der dem Arbeiter ge-
bühren würde, wenn er im Zeitpunkt des Ab-
gängigwerdens in den Ruhestand versetzt wor-
den wäre. Die Bestimmung des Abs. 2 zweiter
Satz ist anzuwenden. Zu diesem Versorgungs-
geld gebührt keine Sonderzahlung.

(8) Dem zurückgekehrten Arbeiter gebührt
für die Zeit bis zu seiner Rückkehr der Unter-
schiedsbetrag zwischen dem nach dieser Pensions-
ordnung geleisteten Versorgungsgeld beziehungs-
weise dem nach früheren Bestimmungen
geleisteten Unterhaltsbeitrag einschließlich all-
fälliger Zulagen und dem Ruhebezug, der ihm
gebührt hätte, wenn er im Zeitpunkt des Abgän-
gigwerdens in den Ruhestand versetzt worden
wäre. Die Sonderzahlungen sind bei der Berech-
nung des Unterschiedsbetrages zu berücksichti-
gen. Der Unterschiedsbetrag gebührt insoweit
nicht, als der Arbeiter eigenmächtig und un-
gerechtfertigt dem Dienst ferngeblieben ist.

(9) Im Falle des Todes des Arbeiters ist das
nach dieser Pensionsordnung geleistete Versor-



360 2. Stück — Ausgegeben am 4. Jänner 1968 — Nr. 5

gungsgeld beziehungsweise der nach früheren
Vorschriften geleistete Unterhaltsbeitrag ein-
schließlich allfälliger Zulagen auf den für die
gleiche Zeit gebührenden Versorgungsbezug anzu-
rechnen. Die Sonderzahlungen sind bei der An-
rechnung zu berücksichtigen.

(10) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 9 gelten
sinngemäß für den Fall, daß ein Arbeiter des
Dienststandes sich im Gewahrsam einer aus-
ländischen Macht befindet.

(11) Die Bestimmungen der §§ 30 bis 37 sind
sinngemäß anzuwenden.

V e r s o r g u n g s g e l d f ü r d i e A n g e h ö r i -
g e n e i n e s A r b e i t e r s des R u h e -

s t a n d e s
§ 43. (1) Die Bestimmungen des § 42 Abs. 1, 2

erster und dritter Satz, 3, 6, 7, 9 und 11 sind im
Fall der Abgängigkeit des Arbeiters des Ruhe-
standes sinngemäß anzuwenden. Die Einschrän-
kung des § 18 Abs. 3 gilt nicht.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten auch
für den Fall, daß der Arbeiter des Ruhestandes
sich im Gewahrsam einer ausländischen Macht
befindet.

(3) Dem zurückgekehrten Arbeiter gebührt für
die Zeit bis zu seiner Rückkehr der Unterschieds-
betrag zwischen dem nach dieser Pensionsord-
nung geleisteten Versorgungsgeld beziehungs-
weise dem nach früheren Vorschriften geleisteten
Unterhaltsbeitrag einschließlich allfälliger Zulagen
und dem Ruhebezug. Die Sonderzahlungen sind
bei der Berechnung des Unterschiedsbetrages zu
berücksichtigen.

V e r s o r g u n g d e r H a l b w a i s e b e i Ab-
g ä n g i g k e i t d e r W i t w e

§ 44. Auf die Dauer der Abgängigkeit der
Witwe eines Arbeiters ist die von ihm hinter-
lassene Halbwaise wie eine Vollwaise zu be-
handeln.

ABSCHNITT VIII

Unterhaltsbezug

U n t e r h a l t s b e i t r a g f ü r d i e A n g e -
h ö r i g e n e i n e s e n t l a s s e n e n

A r b e i t e r s
§ 45. (1) Dem Angehörigen eines aus dem

Dienststand entlassenen Arbeiters kann mit Zu-
stimmung des Bundesministeriums für Finanzen
auf Antrag ein monatlicher Unterhaltsbeitrag
gewährt werden, vorausgesetzt, daß der Ange-
hörige über ein zur Bestreitung des notwendigen
Lebensunterhaltes ausreichendes Einkommen
nicht verfügt und Anspruch auf Versorgungs-
genuß hätte, wenn der Arbeiter im Zeitpunkt der
Entlassung gestorben wäre. Der Unterhaltsbei-
trag kann auch befristet gewährt werden. Er ist
zu entziehen, wenn eine Voraussetzung für seine
Gewährung weggefallen ist.

(2) Der Unterhaltsbeitrag darf den Versor-
gungsgenuß nicht übersteigen, auf den der Ange-
hörige Anspruch hätte, wenn der Arbeiter im
Zeitpunkt der Entlassung gestorben wäre. Im
Falle einer Verurteilung des Angehörigen, die das
Erlöschen des Anspruches auf Versorgungsgenuß
bewirken würde, vermindert sich der Höchst-
betrag des Unterhaltsbeitrages bis zum Ablauf
des Monates, in dem die Verurteilung getilgt
wird, um 25 v. H.

U n t e r h a l t s b e i t r a g f ü r e h e m a l i g e
A r b e i t e r d e s R u h e s t a n d e s

§ 46. (1) Dem ehemaligen Arbeiter des Ruhe-
standes, dessen Anspruch auf Ruhegenuß infolge
gerichtlicher Verurteilung erloschen ist, gebührt
ein monatlicher Unterhaltsbeitrag in der Höhe
von 75 v. H. des Ruhegenusses, auf den der ehe-
malige Arbeiter Anspruch hätte, wenn er nicht
verurteilt worden wäre.

(2) Der Unterhaltsbeitrag kann aus berück-
sichtigungswürdigen Gründen von dem der Til-
gung der Verurteilung folgenden Monatsersten
an mit Zustimmung des Bundesministeriums für
Finanzen bis zum Betrag des Ruhegenusses er-
höht werden, auf den der ehemalige Arbeiter
Anspruch hätte, wenn er nicht verurteilt worden
wäre.

(3) Die Bestimmungen der §§ 38 bis 41 sind
sinngemäß anzuwenden.

U n t e r h a l t s b e i t r a g f ü r d i e H i n t e r -
b l i e b e n e n e i n e s e h e m a l i g e n A r b e i -

t e r s d e s R u h e s t a n d e s
§ 47. (1) Dem Hinterbliebenen eines ehemali-

gen Arbeiters des Ruhestandes, der am Sterbe-
tag Anspruch auf Unterhaltsbeitrag gehabt hat,
gebührt ein monatlicher Unterhaltsbeitrag in der
Höhe des Versorgungsgenusses, auf den der
Hinterbliebene Anspruch hätte, wenn der ehe-
malige Arbeiter nicht verurteilt worden wäre.
Im Falle einer gerichtlichen Verurteilung des
Hinterbliebenen, die das Erlöschen des Anspru-
ches auf Versorgungsgenuß bewirken würde, ver-
mindert sich der Unterhaltsbeitrag um 25 v. H.

(2) Dem Hinterbliebenen, dessen Anspruch auf
Versorgungsgenuß infolge gerichtlicher Verurtei-
lung erloschen ist, gebührt ein monatlicher Unter-
haltsbeitrag in der Höhe von 75 v. H. des Ver-
sorgungsgenusses, auf den er Anspruch hätte,
wenn er nicht verurteilt worden wäre.

(3) Der Unterhaltsbeitrag kann aus berücksich-
tigungswürdigen Gründen von dem der Tilgung
der Verurteilung folgenden Monatsersten an mit
Zustimmung des Bundesministeriums für Finan-
zen bis zum Betrag des Versorgungsgenusses er-
höht werden, auf den der Hinterbliebene An-
spruch hätte, wenn er nicht verurteilt worden
wäre.

(4) Der früheren Ehefrau gebührt der Unter-
haltsbeitrag nur auf Antrag. Er fällt, wenn der
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Antrag binnen drei Monaten nach dem Tod des
Arbeiters gestellt wird, mit dem auf den Sterbe-
tag folgenden Monatsersten an. In allen übrigen
Fällen gebührt der Unterhaltsbeitrag von dem
der Einbringung des Antrages folgenden Monats-
ersten an; wird der Antrag an einem Monats-
ersten gestellt, so gebührt der Unterhaltsbeitrag
von diesem Tag an.

G e m e i n s a m e B e s t i m m u n g e n f ü r
E m p f ä n g e r v o n U n t e r h a l t s b e i -

t r ä g e n
§ 48. (1) Auf Empfänger von Unterhaltsbei-

trägen sind die Bestimmungen der §§ 27 bis 37
sinngemäß anzuwenden.

(2) Der Unterhaltsbeitrag ruht auf die Dauer
der Verbüßung einer wegen Begehung eines Ver-
brechens verhängten Freiheitsstrafe. In der Zeit,
in der der Unterhaltsbeitrag eines ehemaligen
Arbeiters des Ruhestandes ruht, ist der Ange-
hörige dieses ehemaligen Arbeiters wie ein
Hinterbliebener zu behandeln.

(3) Der Unterhaltsbeitrag, die Haushaltszulage,
die Ergänzungszulage und der Hilflosenzuschuß
bilden zusammen den Unterhaltsbezug.

(4) Auf den Unterhaltsbezug sind die nach den
Bestimmungen des § 26 Abs. 1 lit. g des Straf-
gesetzes gebührenden Leistungen anzurechnen.

ABSCHNITT IX

Übergangs- und Schlußbestimmungen

I n k r a f t t r e t e n
§ 49. Diese Pensionsordnung tritt mit 1. Jän-

ner 1968 in Kraft; Hinsichtlich der Bestimmun-
gen des § 29 sind die nach dieser Pensionsord-
nung anspruchsberechtigten Personen so zu be-
handeln, als ob diese Bestimmungen am 1. Juli
1967 in Kraft getreten wären.

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n f ü r Ar-
b e i t e r d e s D i e n s t s t a n d e s

§ 50. (1) Auf Arbeiter, die sich im Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieser Pensionsordnung im
Dienststande befinden, sind die Bestimmungen
dieser Pensionsordnung uneingeschränkt anzu-
wenden, sobald sie darauf verzichten, nach den
Bestimmungen des Abs. 2 behandelt zu werden.
Die schriftliche Verzichtserklärung ist bis läng-
stens 31. Dezember 1968 der zuständigen Salinen-
verwaltung vorzulegen.

(2) Für Arbeiter, die innerhalb der im Abs. 1
festgesetzten Frist eine Verzichtserklärung nicht
abgeben, gelten folgende besondere Bestimmun-
gen:

a) Der Arbeiter, der das 55. Lebensjahr voll-
endet und eine ruhegenußfähige Gesamt-
dienstzeit von mindestens 35 Jahren auf-
zuweisen hat, ist auf sein Verlangen auch
dann in den Ruhestand zu versetzen, wenn
er noch dienstfähig ist.

b) Als Ruhegenußvordienstzeiten sind fol-
gende vor der Aufnahme in das ständige
Dienstverhältnis als Salinenarbeiter zurück-
gelegte Zeiten anzurechnen:
1. die im Dienstverhältnis zu einer inländi-

schen Gebietskörperschaft zurückgelegten
Zeiten,

2. die für die Dienstverwendung des Arbei-
ters einschlägige abgeschlossene gewerb-
liche Lehrzeit nach Vollendung des
18. Lebensjahres,

3. die Zeit der Erfüllung einer inländischen
Arbeits- oder Wehrdienstpflicht ein-
schließlich der Zeit der Kriegsgefangen-
schaft und der für die Heimkehr aus der
Kriegsgefangenschaft erforderlichen Zeit,
die Zeit, eines dem Wehrdienst ähnlichen
inländischen Not- oder Luftschutz-
dienstes, die Zeit einer unverschuldeten
Zivilinternierung aus dem Anlaß eines
Krieges, alle diese Zeiten jedoch nur,
wenn ihnen ein Dienstverhältnis im
Sinne der Z. 1 unmittelbar vorausgegan-
gen ist und das Dienstverhältnis als Ar-
beiter unmittelbar danach begründet
wurde.

c) Die Ruhegenußbemessungsgrundlage be-
trägt 70 v. H. des 28fachen Schichtlohnes.

d) Der Ruhegenuß beträgt bei einer ruhe-
genußfähigen Gesamtdienstzeit von zehn
Jahren 40 v. H. der Ruhegenußbemessungs-
grundlage. Er erhöht sich für jedes weitere
ruhegenußfähige Dienstjahr um 2'4 v. H.
der Ruhegenußbemessungsgrundlage. Der
Ruhegenuß darf die Ruhegenußbemessungs-
grundlage nicht übersteigen.

e) Die Bestimmungen des § 11 sind mit der
Maßgabe anzuwenden, daß im Abs. 1 an
die Stelle des vollendeten 60. Lebensjahres
der Zeitpunkt tritt, in dem der Arbeiter
eine ruhegenußfähige Gesamtdienstzeit von
35 Jahren vollendet hat oder hätte.

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n f ü r Le i -
s t u n g s e m p f ä n g e r n a c h d e n b i s h e r i -

g e n B e s t i m m u n g e n

§ 51. Personen, die im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Pensionsordnung Anspruch auf
Pensionsversorgung gehabt haben, gebührt Pen-
sionsversorgung nach dieser Pensionsordnung.
Für diese Personen gelten aber folgende beson-
dere Bestimmungen:

a) Die ruhegenußfähige Gesamtdienstzeit (für
die Bemessung des Ruhegenusses anrechen-
bare Dienstzeit), der für die Bemessung des
Ruhegenusses maßgebende Hundertsatz und
die Ruhegenußbemessungsgrundlage wer-
den — soweit nicht unter lit. b anderes be-
stimmt wird — durch diese Pensionsord-
nung nicht geändert.
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b) Die bisherige Ruhegenußbemessungsgrund-
lage der Arbeiter, die vor dem 1. Jänner
1963 in den Ruhestand versetzt wurden,
wird wie folgt erhöht:
für Arbeiter im Lohnschema H/II um
180 S,
für Arbeiter im Lohnschema H/I um
114 S,
für Arbeiter im Lohnschema NH/II um
114 S und
für Arbeiter im Lohnschema NH/I um
70 S.
Die sich durch diese Erhöhung der Ruhe-
genußbemessungsgrundlage entsprechend
dem bisherigen für die Bemessung des
Ruhegenusses maßgebenden Hundertsatz
ergebenden erhöhten Ruhegenüsse gebüh-
ren ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieser Pensionsordnung. Das Entsprechende
gilt für Hinterbliebene nach Arbeitern, die
vor dem 1. Jänner 1963 in den Ruhestand
versetzt wurden oder im Dienststand ver-
storben sind.

c) Wurde der Bemessung des Witwenversor-
gungsgenusses bisher ein höherer Hundert-
satz des Ruhegenusses als 50 zugrunde-
gelegt, so ist dieser höhere Hundertsatz
weiterhin für die Bemessung der Hinter-
bliebenenversorgung maßgebend.

d) Die Bestimmungen des § 11 sind mit der
Maßgabe anzuwenden, daß im Abs. 1 an
die Stelle des 60. Lebensjahres das 55. Le-
bensjahr tritt.

e) Ändert sich bei einem Bundesbeamten der
Verwendungsgruppe P 4 das Gehalt der
Gehaltsstufe 4 der Dienstklasse III, so
ändern sich die Leistungen nach dieser
Pensionsordnung um denselben Hundert-
satz.

N e u e A n s p r u c h s b e r e c h t i g t e

§ 52. (1) Personen, die nach den bisherigen
Vorschriften keinen Anspruch auf Pensionsver-
sorgung gehabt haben, gebühren bei Erfüllung
der Voraussetzungen Leistungen nach dieser Pen-
sionsordnung. Für diese Personen gelten aber
folgende besondere Bestimmungen:

1. Die Pensionsversorgung gebührt nur auf
Antrag. Sie beginnt mit dem Zeitpunkt des In-
krafttretens dieser Pensionsordnung, wenn der
Antrag binnen einem Jahr nach dem Inkraft-
treten gestellt wird. In allen übrigen Fällen ge-
bührt die Pensionsversorgung von dem der Ein-
bringung des Antrages folgenden Monatsersten
an; wird der Antrag an einem Monatsersten ge-
stellt, so gebührt sie von diesem Tag an.

2. Die Bestimmungen des § 51 lit. a, lit. b und
lit. e sind sinngemäß anzuwenden.

3. Witwen und früheren Ehefrauen gebührt
die Pensionsversorgung nur, wenn sie erwerbs-

unfähig sind oder wenn sie das 60. Lebensjahr
vollendet haben.

4. Kindern, die keinen Anspruch auf Pensions-
versorgung gehabt haben, für die aber im Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieser Pensionsordnung
Anspruch auf Erziehungsbeitrag bestanden hat,
gebühren Leistungen nach dieser Pensionsord-
nung vom genannten Zeitpunkt an. Ein Antrag
im Sinne der Ziffer 1 ist nicht erforderlich.

5. Sind für die Ermittlung einer wiederkeh-
renden Leistung aus der gesetzlichen Pensions-
versicherung Versicherungszeiten berücksichtigt
worden, die nach den Bestimmungen dieser Pen-
sionsordnung ruhegenußfähig sind, so ist die
wiederkehrende Leistung aus der gesetzlichen
Pensionsversicherung auf die entsprechende wie-
derkehrende Leistung nach dieser Pensionsord-
nung anzurechnen, die für denselben Zeitraum
gebührt. Das Ausmaß der Anrechnung bestimmt
sich nach dem Verhältnis aller für die wieder-
kehrende Leistung der gesetzlichen Pensionsver-
sicherung anrechenbaren Versicherungsmonate
zu den anrechenbaren Monaten, die ruhegenuß-
fähig sind. Von der Anrechnung nach dieser Be-
stimmung sind ausgenommen:

a) die Ausgleichszulage und der Hilflosenzu-
schuß,

b) Leistungen auf Grund einer Weiterver-
sicherung in der gesetzlichen Pensionsver-
sicherung und Leistungen auf Grund von
Versicherungszeiten, die der Arbeiter nach
dem sozialversicherungsrechtlichen Wirk-
samwerden seiner Aufnahme in das stän-
dige Dienstverhältnis erworben hat.

(2) Mit Erlangung des Anspruches auf Pen-
sionsversorgung nach dieser Pensionsordnung er-
lischt ein außerordentlicher Versorgungsgenuß,
sofern er bis zum Zeitpunkt der Erlangung an-
derweitiger ausreichender Unterhaltsmittel ge-
währt worden ist.

A u s n a h m e n v o n d e r V o r a u s -
s e t z u n g d e s B e s i t z e s d e r ö s t e r -

r e i c h i s c h e n S t a a t s b ü r g e r s c h a f t
§ 53. Anwartschaften und Pensionsansprüche

der Lehensträger im Sinne der Salinenkonven-
tion vom 18. März 1829 in Verbindung mit
BGBl. Nr. 197/1958 sind vom Besitz der öster-
reichischen Staatsbürgerschaft nicht abhängig.
Das gleiche gilt für die Hinterbliebenen und An-
gehörigen solcher Lehensträger.

S u b s i d i ä r e A n w e n d u n g d e r V o r -
s c h r i f t e n ü b e r d i e P e n s i o n s v e r -

s o r g u n g d e r B u n d e s b e a m t e n
§ 54. Wenn keine einschlägigen Bestimmungen

über die Pensionsversorgung in dieser Pensions-
ordnung enthalten sind, sind die für Bundes-
beamte jeweils geltenden pensionsrechtlichen Be-
stimmungen sinngemäß anzuwenden.

Schmitz


